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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Der Entscheid des Leitenden Ausschusses, der den Haupttermin für das erste
Propädeutikum einheitlich auf den Herbst festlegen wollte(Verunmöglichung einer
Repetition im gleichen Jahr), rief starke studentische Opposition hervor. In Freiburg
und Bern wurden Protestaktionen gegen die Abschaffung des Sommertermins
durchgeführt und der Verband Schweizerischer Medizinstudenten hat beim EDI
Beschwerde eingereicht. Auch die Hochschulkonferenz beantragte darauf, die
Terminfrage nochmals zu überprüfen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.1982
JÜRG FREY

Der Kanton Bern kündigte aufgrund finanzieller Erwägungen und der durch die neuen
Universitätsgesetzgebungen veränderten Rahmenbedingungen das Abkommen über die
universitäre Koordination mit den Westschweizer Universitäten. Dem gemeinsamen
Programm der Universitäten Freiburg, Genf, Neuenburg, Lausanne und ETH Lausanne
im Bereich der Doktorandinnen- und Doktorandenausbildung war Bern 1980
beigetreten. Mit der Streichung des Ausbildungsbeitrags versprach sich nun der Kanton
für 2002 jährliche Einsparungen in der Höhe von 170'000 Fr., ab 2003 von 340'000
Fr.. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bund entsprach einem Beitragsgesuch der Universitäten Bern, Neuenburg und
Freiburg und unterstützte das seit 1993 bestehende Universitätsnetzwerk BeNeFri mit
neun Mio Fr. Damit sollen sechs Projekte, die ein gemeinsames Lehrangebot zwischen
den drei Universitäten schaffen, während vier Jahren unterstützt werden. Der grösste
Teil des Geldes fliesst an juristische Einrichtungen, indem drei Institute in den
Bereichen Wirtschaftsrecht (Bern), Europarecht (Freiburg) und Gesundheitsrecht
(Neuenburg) gegründet werden sollen. Im weiteren wird die Konzentration der
Teilbereiche Romanische Sprachen und Literaturen an einem der drei Standorte sowie
die Zusammenarbeit in der Slavistik angestrebt. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.05.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die mit Neuenburg im Universitätsverbund BeNeFri zusammengeschlossenen
Universitäten Bern und Freiburg zeigten sich düpiert ob dem Vorgehen Neuenburgs,
insbesondere weil der Rektor der Universität Neuenburg sprachliche und konfessionelle
Gründe für diese partielle Neuausrichtung geltend machte. In der Presse wurde dieses
Ausscheren auch damit erklärt, dass Neuenburg gleich wie die Universitäten Genf und
Lausanne der Umsetzung der Bologna-Doktrin skeptisch gegenübersteht. Die
Erziehungsdirektoren der Kantone Bern, Neuenburg und Freiburg legten hingegen ein
Bekenntnis zu BeNeFri ab und kündigten eine noch weiter gehende Zusammenarbeit
an. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.04.2002
MARIANNE BENTELI

Der Unternehmer Adolphe Merkle stiftete der Universität Freiburg 100 Mio Fr. Damit
soll hauptsächlich ein Forschungsinstitut für Nanotechnologie betrieben werden. Der
Pionier der Freiburger Hightech-Industrie will mit seiner Schenkung dem Pioniergeist in
der universitären Forschung und der technologischen Entwicklung im Kanton Freiburg
starken Schub geben. So viel Geld auf einmal hatte bisher noch keine Schweizer
Universität von einer Privatperson erhalten. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.11.2007
LINDA ROHRER

La députée Humbel (pdc, AG) estime que l'examen d'entrée (numerus clausus) pour les
études de médecine humaine ne permet pas de sélectionner à coup sûr les meilleurs
candidats. Selon elle, seules les capacités cognitives sont testées, alors que la médecine
est un domaine dans lequel les aptitudes pratiques et relationnelles sont tout autant
importantes. C'est pour cela qu'elle a déposé, en juin 2015, une motion proposant un
test d'aptitudes sous forme de stage pour entrer en faculté de médecine. Le Conseil
fédéral s'est opposé à l'objet, expliquant qu'il est premièrement de la compétence des

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD
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cantons de mettre en place la forme de sélection choisie. De plus, une telle mesure
générerait des frais et du temps de travail supplémentaires, sans pour autant décharger
le personnel soignant dans leurs tâches. Il ajoute que les quatre cantons pratiquant le
numerus clausus (Fribourg, Berne, Bâle et Zurich) se distinguent par un fort taux de
réussite dans le cursus de médecine. Le Conseil national, lui, a accepté l'objet, par 134
voix contre 40 et 4 abstentions, lors de la session d'été 2017. 6

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Äusserungen muslimischer Imame, welche mit der schweizerischen Rechtsordnung
nicht vereinbar sind, geben seit Jahren zu Besorgnis Anlass. Immer mehr greift deshalb
die Vorstellung um sich, dass die Vorbeter in der Schweiz oder zumindest in Europa
ausgebildet werden sollten, um eine Ausbreitung des fundamentalistischen Islam zu
verhindern. Die Universitäten von Freiburg, Basel und Luzern erklärten sich bereit, die
Frage entsprechender Lehrgänge zu prüfen. In Beantwortung einer Frage im Nationalrat
zeigte sich der Bundesrat allerdings skeptisch gegenüber der Idee einer universitären
Ausbildung für Imame, da es nicht Aufgabe der Universitäten sei, Leute ohne
entsprechenden Vorbildungsausweis auf einen spezifischen Beruf vorzubereiten. 7

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 10.12.2004
MARIANNE BENTELI

Das Treffen einer von der Rektorenkonferenz der Universität geleiteten Arbeitsgruppe
förderte im März zu Tage, dass die Ausbildung von Imamen in der Schweiz in einem
ersten Schritt am ehesten als Weiterbildung auf Hochschulstufe erfolgen könnte. Im
November wurden Pläne zur Schaffung solcher Weiterbildungsmöglichkeiten am neuen
Zentrum für islamische Religion und Gesellschaft der Universität Freiburg bekannt. Ein
im 2009 veröffentlichter Schlussbericht des Nationalen Forschungsprogramms
„Religionsgemeinschaften, Staat und Gesellschaft“ wie auch die im Berichtsjahr
publizierte bundesrätliche Untersuchung zur Situation der Muslime in der Schweiz
kamen zum Schluss, dass sich die Ausbildung von Imamen mit Kenntnissen der
gesellschaftlichen, rechtlichen und politischen Verhältnisse der Schweiz
integrationsfördernd auswirken könnte. 8

ANDERES
DATUM: 16.03.2013
MARLÈNE GERBER

Eine vom Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation geleitete
Arbeitsgruppe konkretisierte die Zielsetzung für ein Studienzentrum zum Islam. Dabei
soll dieses nicht länger die Ausbildung von Imamen zum Ziel haben, sondern die
Beziehungen zwischen Islam, Staat und Gesellschaft beleuchten und diskutieren. Diese
Ausbildung, welche mit der Schaffung eines kleinen Studienzentrums Islam und
Gesellschaft an der Universität Fribourg ermöglicht werden soll, würde Berufsleuten
offen stehen, die in ihrem Alltag oft mit Musliminnen und Muslimen in Kontakt sind, so
beispielsweise auch Personen im Bereich der Sozialarbeit. In der Abklärungsphase bis
zum geplanten Start des Zentrums (2017) sind für das Projekt CHF 540'000 budgetiert.
Davon stellt sowohl der Bund wie auch die beteiligten Hochschulen je die Hälfte der
finanziellen Mittel. Im Kanton Freiburg formierte sich jedoch politischer Widerstand
zum Projekt. Im September hatte der Grossrat über einen Vorstoss der SVP zu befinden,
der den Staatsrat beauftragte, bei der Universität einen Antrag auf Verzicht auf das
Zentrum zu stellen. Neben der SVP erhielt der Vorstoss auch bürgerlichen Zuspruch aus
Teilen der CVP und FDP, verfehlte jedoch das erforderliche qualifizierte Mehr knapp.
Während die Gegner des Zentrums das Projekt als reine Provokation verstanden und die
christlichen Werte des Kantons in Gefahr sahen, erachtete CVP-Staatsrat Jean-Pierre
Siggen den mithilfe des Zentrums ermöglichten verstärkten interreligiösen Dialog in den
aktuellen Zeiten als wichtiger denn je. Ferner würde eine regierungsrätliche Weisung an
die Universität in die verfassungsmässig garantierte Freiheit der Lehre eingreifen.
Bereits vor Jahresende gab die Freiburger SVP ihre Pläne zur Lancierung eines
entsprechenden Volksbegehrens bekannt. 9

ANDERES
DATUM: 15.02.2014
MARLÈNE GERBER
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Sprachen

Mathias Grünert wird nach dem emeritierten Georges Darms neuer Inhaber der
Professur für die rätoromanische Sprache an der Universität Freiburg. Grünert
erlangte seine Romanisch-Kenntnisse während seines Studiums an der Universität Bern
und arbeitete vorgängig als Redaktor beim Wörterbuch Dicziunari Rumantsch Grischun.
Seine Tätigkeiten als Sprachwissenschaftler an der Universität Zürich und der
Pädagogischen Hochschule in Chur setzt er auch nach seiner Berufung fort. 10

ANDERES
DATUM: 13.02.2014
MARLÈNE GERBER
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